
 

bbh Fortbildung GmbH Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 1 - 
 
 

 
 

BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

1. Betriebsausgaben: Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte 
Urteil vom 05.02.2026, Az: III R 18/25  

2. Gewerbesteuer: Hinzurechnung von Hotelzimmermieten bei Veranstalter für 
Konferenzen, Events und Reisen 
Urteil vom 15.01.2026, Az: III R 28/24  

3. Gewerbesteuer: Hinzurechnung von Mieten für Unterkünfte bei Personal-
dienstleistungsunternehmen 
Urteil vom 15.01.2026, Az: III R 3/23  

4. Gewerbesteuer: Hinzurechnung von Mietzinsen für Mitarbeiterunterkünfte 
Urteil vom 15.01.2026, Az: III R 39/22  

5. Abgabenordnung: Obligatorische Festsetzung des Verspätungszuschlags für 
nicht fristgemäß abgegebene Gewinnfeststellungserklärung  
Urteil vom 26.03.2026, Az: IV R 29/23  

6. Abgabenordnung: Vollverzinsung nach § 233a AO  
Urteil vom 11.12.2025, Az: V R 7/24  

7. Abgabenordnung: Vollverzinsung nach § 233a AO und Billigkeit 
Urteil vom 11.12.2025, Az: V R 8/24  

8. Einkommensteuer: Steuerfreiheit von Corona-Sonderzahlungen auch bei An-
rechnung auf andere freiwillige Arbeitgeberleistungen 
Urteil vom 21.01.2026, Az: VI R 25/24  

9. Dienstreisen: Kein Werbungskostenabzug, wenn anstelle des Firmenwagens 
der Privatwagen genutzt wird 
Urteil vom 21.01.2026, Az: VI R 30/24  

10. Abgabenordnung: Andere Gesetze im Sinne des § 140 AO bei nationalen Ver-
brauchsteuern 
Urteil vom 20.01.2026, Az: VII R 4/25  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

1. Betriebsausgaben: Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte 
Urteil vom 05.02.2026, Az: III R 18/25 
1. Eine Betriebsstätte im Sinne des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 des Einkommensteuergeset-
zes ist der Ort, an dem oder von dem aus ein selbständig Tätiger seine Leistung gegen-
über den Kunden erbringt (Bestätigung der Rechtsprechung, z.B. Senatsurteile vom 
23.10.2014 - III R 19/13 , BFHE 248, 1, BStBl II 2015, 323, Rz 12; vom 13.05.2015 - 
III R 59/13 , BFH/NV 2015, 1365, Rz 16; Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 
12.07.2021 - VI R 1/19 , BFH/NV 2022, 19, Rz 10). Der Begriff setzt eine ortsfeste 
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dauerhafte betriebliche Einrichtung voraus, die der Steuerpflichtige nicht nur gelegent-
lich, sondern mit einer gewissen Nachhaltigkeit, das heißt fortdauernd und immer wie-
der zur Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit aufsucht (Bestätigung der Rechtspre-
chung, z.B. BFH-Urteil vom 12.07.2021 - VI R 1/19 , BFH/NV 2022, 19, Rz 11). 
 
2. Diese bisherige normspezifische Auslegung des Begriffs "Betriebsstätte" durch den 
BFH ist auch nach der Neuordnung des steuerlichen Reisekostenrechts ab dem Veran-
lagungszeitraum 2014 durch das Gesetz zur Änderung und Vereinfachung der Unter-
nehmensbesteuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts vom 20.02.2013 (BStBl I 
2013, 188) weiterhin maßgeblich. 
 

  
2. Gewerbesteuer: Hinzurechnung von Hotelzimmermieten bei Veranstalter für 

Konferenzen, Events und Reisen 
Urteil vom 15.01.2026, Az: III R 28/24 
1. Für die Zuordnung von Wirtschaftsgütern zum (fiktiven) Anlagevermögen genügt 
es, dass sie nach den tatsächlichen betrieblichen Verhältnissen (erkennbar) objektiv 
und subjektiv dazu bestimmt sind, dauernd dem Geschäftsbetrieb zu dienen (vgl. § 247 
Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs ); sie müssen ihm nicht direkt oder unmittelbar dienen, 
nicht zwingend erforderlich sein und nicht das Kerngeschäft betreffen. 
 
2. Das Merkmal der das (fiktive) Anlagevermögen im Sinne des § 8 Nr. 1 Buchst. e 
des Gewerbesteuergesetzes kennzeichnenden Dauerhaftigkeit der Nutzung eines Wirt-
schaftsgutes kann nicht durch das Produkt, welches das Unternehmen erstellt, ersetzt 
werden. Ob Dauer und Häufigkeit der Anmietung die Annahme der Notwendigkeit ei-
ner ständigen Verfügbarkeit der Wirtschaftsgüter im Betrieb rechtfertigen, ist ange-
sichts des von dem Steuerpflichtigen konkret verfolgten Geschäftskonzepts zu ent-
scheiden. 
 
3. Bei einer wiederholten kurzzeitigen Anmietung von Immobilien --hier von Hotel-
zimmern im Rahmen von Veranstaltungen-- kommt eine Hinzurechnung (nur dann) in 
Betracht, wenn nach den speziellen betrieblichen Verhältnissen derartige Immobilien 
ständig für den betrieblichen Gebrauch vorzuhalten sind und es sich entweder immer 
wieder um dieselben Unterkünfte handelt oder die nur kurzzeitig angemieteten Immo-
bilien auch unter Berücksichtigung ihrer Lage untereinander austauschbar sind. 
 
4. Für die Frage, ob und in welchem Umfang angemietete Hotelzimmer dazu bestimmt 
waren, dauerhaft dem Geschäftsbetrieb zu dienen, ist die Kundensicht ohne Belang. 
 

  
3. Gewerbesteuer: Hinzurechnung von Mieten für Unterkünfte bei Personaldienst-

leistungsunternehmen 
Urteil vom 15.01.2026, Az: III R 3/23 
1. Das Merkmal der das (fiktive) Anlagevermögen im Sinne des § 8 Nr. 1 Buchst. e 
des Gewerbesteuergesetzes kennzeichnenden Dauerhaftigkeit der Nutzung eines Wirt-
schaftsguts kann nicht durch das Kriterium der zwingenden Erforderlichkeit des Wirt-
schaftsguts für den Betrieb ersetzt werden. 
 
2. Für die Frage, ob von einem Unternehmen angemietete Immobilien (hier: Mitarbei-
terunterkünfte) dazu bestimmt sind, dauerhaft dem Geschäftsbetrieb zu dienen, ist die 
Kundensicht ohne Belang. 
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4. Gewerbesteuer: Hinzurechnung von Mietzinsen für Mitarbeiterunterkünfte 
Urteil vom 15.01.2026, Az: III R 39/22 
1. Für die Zuordnung von Wirtschaftsgütern zum (fiktiven) Anlagevermögen genügt 
es, dass sie nach den tatsächlichen betrieblichen Verhältnissen (erkennbar) objektiv 
und subjektiv dazu bestimmt sind, dauernd dem Geschäftsbetrieb zu dienen (vgl. § 247 
Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs ); sie müssen ihm nicht direkt oder unmittelbar dienen, 
nicht zwingend erforderlich sein und nicht das Kerngeschäft betreffen. 
 
2. Mietzinsen für die Überlassung von Hotelzimmern sind nicht generell von einer 
Hinzurechnung ausgeschlossen. Bei einer wiederholten kurzzeitigen Anmietung von 
Immobilien --hier von Hotelzimmern und Ferienwohnungen als Mitarbeiterunter-
künfte-- kommt eine Hinzurechnung (nur dann) in Betracht, wenn nach den speziellen 
betrieblichen Verhältnissen derartige Immobilien ständig für den betrieblichen Ge-
brauch vorzuhalten sind und es sich entweder immer wieder um dieselben Unterkünfte 
handelt oder die nur kurzzeitig angemieteten Immobilien auch unter Berücksichtigung 
ihrer Lage untereinander austauschbar sind. 
 

  
5. Abgabenordnung: Obligatorische Festsetzung des Verspätungszuschlags für 

nicht fristgemäß abgegebene Gewinnfeststellungserklärung  
Urteil vom 26.03.2026, Az: IV R 29/23 
1. Der Verspätungszuschlag für eine nicht fristgemäß abgegebene Gewinnfeststel-
lungserklärung ist auch dann obligatorisch nach § 152 Abs. 2 Nr. 1 der Abgabenord-
nung (AO) festzusetzen, wenn bei keinem Mitunternehmer die festgesetzte Einkom-
mensteuer die Summe der festgesetzten Einkommensteuervorauszahlungen übersteigt. 
Denn die in § 152 Abs. 6 Satz 1 AO i.d.F. des Gesetzes zur Modernisierung des Be-
steuerungsverfahrens vom 18.07.2016 (BGBl I 2016, 1679) --VerfModG-- für Ge-
winnfeststellungserklärungen angeordnete entsprechende Geltung des § 152 Abs. 3 
AO erfasst nicht dessen Nr. 3. 
 
2. Die Regelungen in § 152 Abs. 6 Satz 1 AO i.d.F. des VerfModG, § 152 Abs. 7 AO 
verstoßen nicht gegen Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes . 
 

  
6. Abgabenordnung: Vollverzinsung nach § 233a AO  

Urteil vom 11.12.2025, Az: V R 7/24 
1. Die Vollverzinsung der Umsatzsteuer gemäß § 233a der Abgabenordnung (AO) 
verstößt nicht gegen das Unionsrecht. 
 
2. Die Vorschrift dient weder der Durchführung des Rechts der Union im Sinne des 
Art. 51 Abs. 1 Satz 1 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union noch fällt 
sie anderweitig in den Anwendungsbereich des Unionsrechts. 
 
3. Im Rahmen der den Mitgliedstaaten zustehenden Verfahrensautonomie genügt § 
233a AO den Grundsätzen der Äquivalenz und der Effektivität sowie --bei einer unter-
stellten Durchführung von Unionsrecht im Hinblick auf die dann maßgeblichen Rege-
lungsziele des Unionsrechts-- auch dem unionsrechtlichen Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit. 
 

  
7. Abgabenordnung: Vollverzinsung nach § 233a AO und Billigkeit 

Urteil vom 11.12.2025, Az: V R 8/24 
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Hat ein Steuerpflichtiger für ausländische Vorsteuerbeträge zunächst zu Unrecht im 
Inland den Vorsteuerabzug geltend gemacht, der dann aufgrund einer geänderten Steu-
erfestsetzung entfällt, sind Nachzahlungszinsen aufgrund der geänderten Steuerfestset-
zung auch dann nicht aus Billigkeitsgründen zu erlassen, wenn der Steuerpflichtige im 
anderen Mitgliedstaat für die dort gesetzlich geschuldete Steuer keinen Vorsteuerab-
zug erlangen kann. 
 

  
8. Einkommensteuer: Steuerfreiheit von Corona-Sonderzahlungen auch bei An-

rechnung auf andere freiwillige Arbeitgeberleistungen 
Urteil vom 21.01.2026, Az: VI R 25/24 
1. "Aufgrund der Corona-Krise" geleistet sind Beihilfen und Unterstützungen, wenn 
sie vom Arbeitgeber zweckbestimmt zur Abmilderung der Belastungen durch die 
Corona-Krise gewährt werden. Eine konkrete (individuelle) Belastung der begünstig-
ten Arbeitnehmer durch die Corona-Krise ist nicht erforderlich. 
 
2. Die Anrechnung auf andere freiwillige Arbeitgeberleistungen steht der Steuerfrei-
heit von Corona-Sonderzahlungen nicht entgegen. 
  
 

  
9. Dienstreisen: Kein Werbungskostenabzug, wenn anstelle des Firmenwagens der 

Privatwagen genutzt wird 
Urteil vom 21.01.2026, Az: VI R 30/24 
Aufwendungen für Dienstreisen mit dem Privatwagen sind in der Regel unangemessen 
und deshalb in voller Höhe nicht als Werbungskosten zu berücksichtigen, wenn der 
Steuerpflichtige über einen Firmenwagen verfügt und ihm bei dessen Nutzung keine 
Fahrtkosten entstanden wären. 
 

  
10. Abgabenordnung: Andere Gesetze im Sinne des § 140 AO bei nationalen Ver-

brauchsteuern 
Urteil vom 20.01.2026, Az: VII R 4/25 
1. Wird eine gerichtliche Entscheidung gegen elektronisches Empfangsbekenntnis an 
das besondere elektronische Behördenpostfach übermittelt, kommt es für den Zeit-
punkt der Zustellung darauf an, wann der Empfänger das Dokument tatsächlich und 
empfangsbereit entgegengenommen hat. 
 
2. Der Begriff "andere Gesetze" in § 140 der Abgabenordnung (AO) verweist auch 
auf ausländische Buchführungspflichten (Anschluss an Urteile des Bundesfinanzhofs -
-BFH-- vom 14.11.2018 - I R 81/16 , BFHE 263, 108, BStBl II 2019, 390, und vom 
20.04.2021 - IV R 3/20 , BFHE 273, 119, BStBl II 2023, 703). 
 
3. Diese Rechtsprechung des BFH zu § 140 AO gilt auch für nationale Verbrauchsteu-
ern. 
  

 

 


